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Rechtsanwalt
Peter Horrig, Fachanwalt für Arbeitsrecht 

Ihr Ansprechpartner in arbeitsrechtlichen Fragen

1 Neuerungen bei Leiharbeit und Werkverträgen

Das Bundeskabinett  hat am 1.6.2016 den Gesetzentwurf zur Bekämpfung des Missbrauchs bei Leiharbeit  und
Werkverträgen beschlossen.

Eine  Neuerung  ist  die  gesetzliche  Regelung  zu  Equal  Pay  nach  9  Monaten.  Equal  Pay  bedeutet,  dass
Leiharbeitnehmer  den  gleichen  Lohn  erhalten  wie  vergleichbare  Stammarbeitnehmer.  Bestehende
Branchenzuschlagstarifverträge können fortgeführt und weiterentwickelt werden. Diese Tarifverträge müssen jedoch
soziale  Voraussetzungen  erfüllen:  Erstens  müssen  die  Zuschläge  spätestens  nach  6  Wochen  einsetzen,  und
zweitens  muss nach spätestens  15  Monaten ein  Lohn erreicht  werden,  der  von den Tarifvertragsparteien  der
Zeitarbeitsbranche als gleichwertig mit dem tarifvertraglichen Lohn der Einsatzbranche festgelegt wird.

Ferner  soll  eine  Überlassungshöchstdauer  von  grundsätzlich  18  Monaten  eingeführt  werden.  Damit  müssen
Leiharbeitnehmer nach 18 Monaten,  wenn sie weiterhin im gleichen Entleihbetrieb arbeiten sollen, von diesem
übernommen  werden.  Soll  dies  nicht  geschehen,  so  müssen  sie  vom  Verleiher  aus  diesem  Entleihbetrieb
abgezogen werden.

Tarifpartner in den einzelnen Einsatzbranchen können sich durch einen Tarifvertrag auf eine längere Überlassung
einigen. Auch nicht tarifgebundene Entleiher erhalten die Möglichkeit, im Rahmen der in ihrer Branche geltenden
tariflichen Vorgaben die Überlassungshöchstdauer zu verlängern. Sie können dazu entweder einen Tarifvertrag mit
einer  festgelegten  Überlassungshöchstdauer  1:1  mittels  Betriebsvereinbarung  nachzeichnen  oder  eine
Öffnungsklausel im Tarifvertrag für Betriebsvereinbarungen nutzen.

Legt der Tarifvertrag für eine solche betriebliche Öffnungsklausel selbst keine konkrete Überlassungshöchstdauer
fest, können tarifungebundene Entleiher bei Nutzung der Öffnungsklausel nur eine Überlassungshöchstdauer von
maximal  24  Monaten  vereinbaren.  Legt  der  Tarifvertrag  eine  konkrete  Überlassungshöchstdauer  für  die
Öffnungsklausel fest (z. B. „48 Monate“), können auch tarifungebundene Entleiher die Öffnungsklausel in vollem
Umfang nutzen, wenn sie eine Betriebsvereinbarung abschließen.

Mit dem neuen Gesetz soll auch den teilweise missbräuchlich genutzten Werkverträgen entgegengewirkt werden.
Das  Gesetz  definiert,  wer  Arbeitnehmerin  und  Arbeitnehmer  ist,  indem  es  hierzu  die  Leitsätze  der
höchstrichterlichen  Rechtsprechung  gesetzlich  festschreibt.  Damit  sollen  missbräuchliche  Gestaltungen  des
Fremdpersonaleinsatzes  durch  Beschäftigung  in  vermeintlich  selbstständigen  Dienst-  oder  Werkverträgen
verhindert werden. Das Gesetz soll zum 1.1.2017 in Kraft treten.

2 Anrechnung von Sonderzahlungen auf den Mindestlohn

In einem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) entschiedenen, für die Praxis interessanten Fall sah der Arbeitsvertrag
neben einem Monatsgehalt besondere Lohnzuschläge sowie Urlaubs- und Weihnachtsgeld vor. Dazu schloss der
Arbeitgeber mit dem Betriebsrat eine Betriebsvereinbarung über die Auszahlung der Jahressonderzahlungen. Das
Unternehmen zahlte daraufhin allmonatlich neben dem Bruttogehalt je 1/12 des Urlaubs- und des Weihnachtsgelds.

Wie schon zuvor das Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg am 12.1.2016 entschieden hat, kam auch
das BAG zu der Entscheidung, dass es sich bei den Sonderzahlungen um Arbeitsentgelt für die normale
Arbeitsleistung handelt, weshalb eine Anrechnung auf den gesetzlichen Mindestlohn möglich ist.



Rechtsanwalt
Evgenij V. Usarov

Ihr Ansprechpartner in  Fragen

3 Unzulässige Bearbeitungsgebühr in AGB eines Unternehmerdarlehens

Auch  einem  Unternehmer  gegenüber  erbringt  der  Darlehensgeber  keine  sonstige,  rechtliche  selbstständige
Leistung, für die er die Bearbeitungsgebühr als gesonderte Vergütung verlangen könnte. Die Zurverfügungstellung
der Valuta, die Bearbeitung des Darlehensantrages, die Bonitätsprüfung, die Erfassung der Kundenwünsche und
-daten, das Führen der Vertragsgespräche, die Abgabe des Darlehensangebots oder die Beratung des Kunden
stellen keine separat vergütungsfähige Sonderleistung dar. Zu dieser Entscheidung kam das Oberlandesgericht
Frankfurt a. Main (OLG) mit seinem Urteil vom 25.2.2016.

Diesem Urteil lag folgender Sachverhalt zugrunde: Zum Immobilienerwerb nahm ein Unternehmer bei seiner Bank
mehrere Darlehen auf. Für die Darlehen verlangte die Bank jeweils eine Bearbeitungsgebühr. Die entsprechende
Vereinbarung wurde vor jedem Vertragsabschluss mit dem Kunden mündlich erörtert. Der Darlehensnehmer zahlte
für einen Kreditvertrag über 1.850.000 € Bearbeitungsgebühren in Höhe von 18.500 €.

Das OLG stellte fest, dass es sich bei der Vereinbarung über die Erhebung einer Bearbeitungsgebühr um eine
Allgemeine Geschäftsbedingung handelt. Die Bank hat diese Vertragsbedingung für eine Vielzahl von Verträgen
vorformuliert  und bei  Abschluss des Darlehensvertrages vorgelegt.  Es kann nicht davon ausgegangen werden,
dass die Vertragsbedingung zwischen den Vertragsparteien im Einzelnen ausgehandelt worden sind.

Dass  die  wirtschaftlichen  Parameter  und  die  Darlehenskonditionen  zu  Beginn  der  Geschäftsbeziehung
„grundsätzlich verhandelt“ wurden und die Verhandlungskomponente im weiteren Verlauf der Geschäftsbeziehung
für beide Parteien „zurücktrat“, genügt dafür nicht. Offen bleibt damit schon, ob und inwieweit die Bank bereit war,
ihre  auch  in  anderen  Darlehensgewährungen  verlangten  Konditionen  zur  Disposition  zu  stellen  und  dem
Darlehensnehmer  Gestaltungsfreiheit  zur  Wahrung  eigener  Interessen  einzuräumen,  sodass  dieser  die  reale
Möglichkeit  erhielt,  die  inhaltliche  Ausgestaltung der  Vertragsbedingungen beeinflussen zu  können.  Das  bloße
Führen von Vertragsgesprächen allein stellt kein „Verhandeln“ dar.

4 Vereinbarung von 4%iger Bearbeitungsgebühr statt Vorfälligkeitsentschädigung ist unwirksam

Die in einen Verbraucherdarlehensvertrag einbezogene formularmäßige Bestimmung einer laufzeitunabhängigen
„Gebühr“  von  4  %  des  Darlehensbetrags  für  ein  dem  Darlehensnehmer  unter  Verzicht  auf  eine
Vorfälligkeitsentschädigung eingeräumtes Sondertilgungsrecht  verstößt  gegen die Regelungen des Bürgerlichen
Gesetzbuches. Zum Nachteil des Verbrauchers darf davon nicht abgewichen werden.

Dem Bundesgerichtshof lag folgender Sachverhalt zur Entscheidung vor: Eine Bank gewährte einem Kunden ein
Wohnraumförderdarlehen in Höhe von 20.000 €. Finanziert wurde das Darlehen aus Mitteln der Kreditanstalt für
Wiederaufbau.  Im  Darlehnsvertrag  war  geregelt,  dass  eine  vorzeitige  Rückzahlung,  ohne  Zahlung  einer
Vorfälligkeitsentschädigung, möglich ist. Die Bank berechnete jedoch eine 4%ige Bearbeitungsgebühr und behielt
800 € bei der Darlehensauszahlung ein.

Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch darf die Vorfälligkeitsentschädigung 1 % des vorzeitig zurückgezahlten Betrags
nicht überschreiten. Die vom Darlehensnehmer im ungünstigsten Fall zu zahlende Vorfälligkeitsentschädigung ist
damit stets geringer als der von der Bank nach den Darlehensbedingungen einbehaltene Abzugsbetrag von 4 %
des gesamten Darlehennennbetrags.

5 Geschäftsführerhaftung bei Wertguthaben aus Altersteilzeit

Im  GmbH-Gesetz  ist  geregelt,  dass  für  die  Verbindlichkeiten  einer  GmbH den  Gläubigern  derselben  nur  das
Gesellschaftsvermögen haftet. Ein Geschäftsführer einer GmbH haftet für deren Verbindlichkeiten deshalb nur dann
persönlich, wenn ein besonderer Haftungsgrund gegeben ist.

Außenstehenden  Dritten  haften  Geschäftsführer  einer  GmbH  grundsätzlich  nicht  persönlich.  Vielmehr  ist  die
Außenhaftung für Verbindlichkeiten der Gesellschaft auf das Gesellschaftsvermögen beschränkt.

In diesem Zusammenhang hatte das Bundesarbeitsgericht sich mit der Insolvenzsicherung von Wertguthaben aus
Altersteilzeit im Blockmodell und der Haftung des Geschäftsführers nach der Insolvenz der GmbH zu 



befassen. Danach ist der Arbeitgeber nach dem Altersteilzeitgesetz grundsätzlich verpflichtet, das Wertguthaben
einschließlich  des  darauf  entfallenden  Arbeitgeberanteils  am  Gesamtsozialversicherungsbeitrag  in  geeigneter
Weise gegen das Risiko seiner Zahlungsunfähigkeit abzusichern.

Diese Schutzregelung trifft jedoch nur auf das Verhältnis zum Arbeitgeber – also der GmbH – zu. Die Vorschrift
begründet  keine  sog.  Durchgriffshaftung  von  gesetzlichen  Vertretern  juristischer  Personen.  Zwar  hat  der
Gesetzgeber u. a. mit dem Vierten Buch Sozialgesetzbuch für den Insolvenzschutz zu erkennen gegeben, dass
eine  Durchgriffshaftung  von  gesetzlichen  Vertretern  juristischer  Personen  wegen  unzureichender
Insolvenzsicherung  von  Wertguthaben  grundsätzlich  in  Betracht  kommt.  Er  hat  jedoch  die  Anwendbarkeit  für
Altersteilzeitwertguthaben ausdrücklich ausgeschlossen.

Rechtsanwalt
Alexander L.K. Freiherr v. Malsen-Waldkirch, Fachanwalt für Strafrecht

Ihr Ansprechpartner in straf- und schmerzensrechtlichen Fragen

6 Schmerzensgeld nach augenärztlichem Behandlungsfehler

In einem Fall aus der Praxis litt eine 1997 geborene Frau seit ihrem 10. Lebensjahr an Diabetes mellitus. Von 2007
bis 2009 befand sie sich in der augenärztlichen Behandlung. Nach den Sommerferien 2008 suchte sie den Arzt
mehrfach  wegen  fortschreitender  Verschlechterung  ihrer  Sehleistung  auf,  ohne  dass  dieser  bis  zur  letzten
Behandlung im Februar 2009 eine Augeninnendruckmessung veranlasste.

Nach  einer  notfallmäßigen  Aufnahme  der  Patientin  wegen  eines  erhöhten  Augendrucks  diagnostizierte  die
Augenklinik im März 2009 einen fortgeschrittenen sog. grünen Star. In der Folgezeit musste sie sich operativen
Eingriffen  am  rechten  und  linken  Auge  unterziehen,  die  jedoch  eine  hochgradige  Verschlechterung  ihrer
Sehfähigkeit von zuvor noch über 60 % auf Werte unterhalb von 30 % nicht mehr verhindern konnten. Sie verlangte
von dem Augenarzt u. a. ein Schmerzensgeld von zunächst 45.000 €. Nach Bekanntwerden der Möglichkeit, dass
sie noch zu Lebzeiten erblinden könne, erhöhte sie die Forderung auf 80.000 €.

Das  Oberlandesgericht  Hamm  hat  dazu  entschieden,  dass  der  Augenarzt  aufgrund  eines  groben
Befunderhebungsfehlers  haftet.  Bei  der  letzten  Behandlung  im  Februar  2009  wurde  versäumt,  eine
Augeninnendruck- und eine Gesichtsfeldmessung durchzuführen und so der Ursache der sich verschlechternden
Sehfähigkeit weiter nachzugehen. Wäre der erhöhte Augeninnendruck seinerzeit medikamentös behandelt und die
Frau als Notfall in eine Augenklinik eingewiesen worden, hätten die später eingetretene Gesichtsfeldeinschränkung
und der weitere Verlust der Sehfähigkeit möglicherweise erheblich geringer ausfallen können. Der Patientin sei ein
Schmerzensgeld von 80.000 € zuzusprechen.

Rechtsanwältin
Malice Seferi, Fachanwältin für Familienrecht 
 

Ihre Ansprechpartnerin in familien- und versicherungsrechtlichen Fragen

7 Versicherungspflicht eines Juweliers für Kundenschmuck

Der Bundesgerichtshof (BGH) hatte sich mit der Frage zu befassen, ob ein Juwelier verpflichtet ist, zur Reparatur
oder zum Ankauf entgegengenommenen Kundenschmuck gegen das Risiko des Verlustes durch Diebstahl oder
Raub zu versichern, und – falls kein Versicherungsschutz besteht – hierüber den Kunden aufzuklären.

Die Richter kamen zu dem Entschluss, dass ein Juwelier zwar generell nicht verpflichtet ist, zur Reparatur oder
Abgabe eines Ankaufsangebots entgegengenommenen Kundenschmuck gegen das Risiko des Verlustes durch
Diebstahl oder Raub zu versichern. Aufklärungspflichtig über den nicht bestehenden Versicherungsschutz ist der
Juwelier allerdings dann, wenn es sich um Kundenschmuck von außergewöhnlich hohem Wert handelt oder der
Kunde infolge Branchenüblichkeit des Versicherungsschutzes eine Aufklärung erwarten darf.



In dem entschiedenen Fall handelte es sich um zur Reparatur abgegebenen Schmuck im Wert von ca. 2.900 €, der
bei einem Raubüberfall entwendet wurde. Einen außergewöhnlich hohen Wert hat der BGH hier verneint.

Rechtsanwalt
Benjamin Rieger

Ihr Ansprechpartner in miet- und baurechtlichen Fragen

8 Verjährung von Mängelansprüchen bei Auf-Dach-Photovoltaikanlagen

In  einem  vor  dem  Bundesgerichtshof  (BGH)  entschiedenen  Fall  ließ  der  Betreiber  einer  Tennishalle  eine
Photovoltaikanlage auf dem Dach der Halle installieren. Die Module wurden auf eine Unterkonstruktion montiert, die
mit dem Dach fest verbunden wurde. Unterkonstruktion und Module waren so anzubringen, dass die Statik des
Dachs durch das Eigengewicht der Anlage nicht beeinträchtigt wird und die Anlage sturmsicher ist.

Der Anlagenbauer verkabelte die Module, unter anderem um die Module mit im Innern der Halle angebrachten
Wechselrichtern zu verbinden. Die notwendige Durchdringung des Dachs bzw. der Gebäudeaußenhaut musste
dauerhaft witterungsbeständig und dicht sein.

Der  Anlagenbetreiber  rügte  die  zu  geringe  Leistung  der  Anlage  und  verlangte  eine  Minderung  um 25 %  der
Nettovergütung. Der Erbauer der Anlage war der Auffassung, dass der Anspruch auf Nacherfüllung verjährt war, da
die für Arbeiten bei Bauwerken geltende lange Verjährungsfrist von 5 Jahren keine Anwendung findet.

Nach der ständigen Rechtsprechung des BGH gilt die Verjährungsfrist von 5 Jahren „bei Bauwerken“, wenn das
Werk in der Errichtung oder grundlegenden Erneuerung eines Gebäudes besteht, das Werk in das Gebäude fest
eingefügt wird und dem Zweck des Gebäudes dient. Diese Voraussetzungen lagen hier vor. Die Photovoltaikanlage
wurde durch die Vielzahl der verbauten Komponenten so mit der Tennishalle verbunden, dass eine Trennung von
dem Gebäude  nur  mit  einem erheblichen  Aufwand  möglich  ist.  Schließlich  dient  die  Photovoltaikanlage  dem
weiteren Zweck der Tennishalle, Trägerobjekt einer solchen Anlage zu sein.

Basiszinssatz
nach § 247 Abs. 1 BGB
maßgeblich für die  
Berechnung von Verzugszinsen

Seit 1.1.2015 = 0,83% | 1.7.2014 – 31.12.2014 = 0,73 % | 
1.1.2014 – 30.06.2014 = 0,63 % 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter:
http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz ab         
1.1.2002:
(§ 288 BGB)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern : Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern : Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte

Verbraucherpreisindex
(2005 = 100) 2016:   März = 107,3; Februar = 106,5; Januar = 106,1

2015:   Oktober = 107,0; September = 107,0; August = 107,2; Juli = 107,2; 
            Juni = 107,0; Mai = 107,1; April = 107,00; März = 107,0; 
            Februar = 106,5; Januar = 105,5

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 
http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex - Originalwerte

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur
Verfügung.


